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Die Haltung der DDR zur sowjetischen Verhandlungsposi­
tion brachte der Generalsekretär des Zentralkomitees der 
SED und Vorsitzende des Staatsrates der DDR, Erich H o n ­
e c k e r ,  zum Ausdruck, als er sagte: „Wir unterstützen diese 
faire und gerechte Position in jeder Beziehung.. Es ist auch 
für die andere Seite, sofern sie überhaupt bereit ist, den Frie­
den mit weniger Waffen zu erhalten, eine faire und gerechte 
Position.“6

Wie ernst die DDR jede Initiative nimmt, die zur Verrin­
gerung der nuklearen Konfrontation in Europa führen kann, 
bezeugt ihre Reaktion auf den schwedischen Vorschlag zur 
Schaffung einer von nuklearen Gefechtsfeldwaffen freien 
Zone beiderseits der Trennlinie zwischen Warschauer Ver­
trag und NATO. Die Erklärung, das gesamte Staatsgebiet 
der DDR im Falle der Bildung einer kernwaffenfreien Zone 
zur Verfügung zu stellen, fand ein breites, positives Echo. 
Die ablehnende Stellungnahme der Regierung der BRD kann 
nichts daran, ändern, daß der Vorschlag auf dem Tisch bleibt.

Die sozialistischen Staaten unternehmen in einer ganzen 
Reihe von Gremien Anstrengungen, um durch Vereinbarun­
gen das Wettrüsten zu beenden und den Frieden sicherer zu 
machen: in der UNO und im Genfer Abrüstungsausschuß, 
beim Treffen in Madrid und bei den Wiener Verhandlungen, 
in den sowjetisch-amerikanischen Verhandlungen über die 
Begrenzung und Reduzierung strategischer Waffen sowie in 
den Verhandlungen über die Begrenzung und Reduzierung 
von Mittelstreckenwaffen in Europa

Aktivitäten im Bereich der UNO 
und des Genfer Abrüstungsausschusses

Die zentrale Aufgabe, konkrete Maßnahmen zur Verhütung 
eines Kern Waffenkrieges zu beraten und zu vereinbaren, 
prägte auch die Debatten und Beschlüsse der 37. UN-Vollver- 
sammlung. In ihnen kommt deutlich zum Ausdruck, daß die 
große Mehrheit der Staaten nicht gewillt ist, den Kurs 'der 
Rüstungseskalation hinzunehmen. Die entspannungsfeindli­
chen Attacken der aggressiven imperialistischen Kräfte konn­
ten daran nichts ändern.

Dies fand in Resolutionen seinen Ausdruck, deren Anlie­
gen und Aussagen völlig mit den in der Prager Deklaration 
enthaltenen Zielsetzungen der Staaten des Warschauer Ver­
trags übereinstimmen. Sie sind wichtige Richtlinien für die 
Tätigkeit des Genfer Abrüstungsausschusses und dienen 
gleichzeitig der Herausbildung breiter politischer Überzeu­
gungen im Hinblick auf die Einleitung von Abrüstungsver­
handlungen sowie für entschiedene Aktionen der Friedens­
kräfte.

Eine von Argentinien eingebrachte Resolution (37/78 I), 
der die DDR als Koautor beigetreten war, fordert den Gen­
fer Abrüstungsausschuß auf, als eine Aufgabe höchster Priori­
tät Verhandlungen über praktische Maßnahmen zur Verhü­
tung eines Kern Waffenkrieges aufzunehmen.

Die Debatte hat ferner mit aller Deutlichkeit unterstri­
chen, daß die Verpflichtung zur Nichterstanwendung von 
Kernwaffen ein Schlüsselproblem für die Verhinderung eines 
Kemwaffenkrieges ist. Die auf der 2. UN-Sondertagung zu 
Fragen der Abrüstung (7. Juni bis 10.' Juli 1982) abgegebene 
Verpflichtung der UdSSR fand breite Anerkennung und Un­
terstützung. Im Falle gleichartiger Erklärungen aller Kem- 
waffenmächte wäre im Grunde ein Anwendungsverbot von 
Kernwaffen erreicht; denn, wo es keine Anwendung als er­
ste gibt, ist eine Kemwaffenanwendung praktisch verboten. 
Eine von der DDR und Kuba zu dieser Frage eingebrachte Re­
solution (37/78 J) fand breite Zustimmung. Die westlichen 
Kemwaffenstaaten werden in dieser Resolution- aufgerufen, 
ebenfalls verbindlich auf die Erstanwendung vom Kernwaffen 
zu verzichten.

Auch eine indische Initiative (Resolution 37/100 C) 
diente dem Ziel, eine rechtliche Barriere gegen die Gefahr 
eines Kemwaffenkrieges zu errichten. Sie erinnert daran, daß 
die Anwendung von Kernwaffen eine Verletzung der UN- 
Charta und ein Verbrechen gegen die Menschheit wäre, und 
fordert den Genfer Abrüstungsausschuß auf, Verhandlungen 
über eine Konvention zum Verbot der Anwendung von Kern­
waffen aufzunehmen.

In der UNO hat die umfassende Forderung der Friedens­

kräfte, die Kemwaffenbestände einzufrieren, ein nachhalti­
ges Echo gefunden. Zu diesem Problem wurde das erste Mal 
in Resolutionen Stellung genommen. In einer von Indien un­
ter Koautorschaft der DDR initiierten Resolution (37/100 A) 
werden alle Kernwaffenstaaten aufgefordert, ein Einfrieren 
der Bestände nuklearer Waffen zu vereinbaren. Das bedeu­
tet insbesondere umfassendes Versuchsverbot, Produktions­
stopp von Kernwaffen und von spaltbarem Material für Waf­
fenzwecke und Verbot der Stationierung neuer Waffen­
systeme.

Eine von Mexiko und Schweden vargelegte Resolution 
(37/100 B) behandelt den gleichen Gegenstand, In ihr wird 
betont, daß ein Einfrieren von Kernwaffen der UdSSR und 
der USA kein Selbstzweck, sondern der erste Schritt zur Be­
grenzung und Reduzierung der Kernwaffen ist Die von 119 
Staaten unterstützte Entschließung bringt die feste Über­
zeugung zum Ausdruck, „daß die derzeitigen Bedingungen für 
ein Einfrieren äußerst günstig sind, da die nukleare Militär­
macht der UdSSR und der USA jetzt gleichwertig ist und of­
fensichtlich zwischen beiden insgesamt eine annähernde Pa­
rität besteht“. Damit wird die Bedrohungslüge und die Be­
hauptung von der angeblichen Überlegenheit der Sowjet­
union, mit denen die USA ihre Hochrüstungspläne vor dem 
eigenen Volk und der Welt zu rechtfertigen suchen, entschie­
den zurückgewiesen. In der Prager Deklaration unterstüt­
zen die Staaten des Warschauer Vertrags imeingeschränkt die 
Forderung nach Einfrieren der Kernwaffenpotentiale. Sie 
schlagen vor, die strategischen Waffen der UdSSR und der 
USA quantitativ einzufrieren und ihre Modernisierung zu be­
grenzen.

Gegenwärtig setzen sich im Genfer Abrüstungsausschuß 
sozialistische und nichtpaktgebundene Staaten dafür ein, un­
verzüglich Verhandlungen über vordringliche Maßnahmen zur 
Verhinderung eines Kemwaffenkrieges aufzunehmen und zu 
diesem Zweck eine Arbeitsgruppe zu bilden.

Gegen die Gefahren, die von der nuklearen Hochrüstung 
ausgehen, richten sich auch die Bemühungen um ein umfas­
sendes Verbot aller Kernwaffenversuche. Die 37. UN-Voll- 
versammlung hat dazu 3 Resolutionen angenommen. Die von 
der Sowjetunion vorgelegte Resolution 37/85, der die DDR 
und andere sozialistische Staaten als Koautor beigetreten wa­
ren, fordert den Genfer Abrüstungsausschuß auf, sofort'prak­
tische Verhandlungen über ein solches Verbot aufzunehmen. 
Darüber hinaus ruft die Resolution alle Kemwaffenstaaten 
auf, bis zum Abschluß eines Vertrags ein Moratorium über 
alle Kernexplosionen zu vereinbaren. Der Resolution sind 
Grundbestimmungen einer Vereinbarung über ein Versuchs­
verbot beigefügt. In ihnen wurden sowohl die Ergebnisse der 
trilateralen Verhandlungen zwischen der UdSSR, den USA 
und Großbritannien, die von den USA 1980 abgebrochen wor­
den waren, als auch die Auffassungen anderer Staaten be­
rücksichtigt.

Unterstützt von einer Reihe nichtpaktgebundener Staa­
ten, setzte sich Mexiko in einer ebenfalls mit überzeugen­
der Mehrheit angenommenen Resolution (37/72) für die Auf­
nahme von Verhandlungen zu dieser Frage im Genfer Ab­
rüstungsausschuß ein. Die drei Depositare des Moskauer Ver­
trags von 19637 werden aufgefordert, sich an die in diesem 
Dokument verankerte Pflicht zu Verhandlungen über ein 
umfassendes Kemwaffenversuchsverbot zu halten. Eine von 
Australien vorgelegte Resolution (37/73) orientiert lediglich auf 
die Weiterbehandlung der Verifikationsfrage eines solchen 
Verbots. Dieses Ergebnis der Vollversammlung unterstreicht 
erneut die große Bedeutung, die die Mehrheit der Staaten 
dem Verbot der Kernwaffenversuche im Zusammenhang mit 
der Einstellung des nuklearen Wettrüstens, ja mit der Lö­
sung der Abrüstungsfrage überhaupt beimißt.

Auf der diesjährigen Session des Genfer Abrüstungsaus­
schusses haben bereits mehrere nichtpaktgebundene Staaten, 
so z. B. Mexiko und Nigeria, erklärt, daß Fortschritte bei der 
Ausarbeitung eines umfassenden Abrüstungsprogramms al­
lein von der Haltung der USA zum Verbot der Kernwaffen­
versuche abhängen. Die USA waren der einzige Staat, der 
gegen alle 3 Resolutionen der 37. UN-Voll Versammlung zum 
Verbot der Kernwaffenversuche stimmte.8

Der sowjetische Vertreter im Genfer Abrüstungsausschuß, 
Botschafter I s r a e l j a n ,  unterstrich in einer Grundsatz-


